
 

Vereinigung der Arbeitgeberverbände der Deutschen Papierindustrie e. V. 
Scheffelstraße 29, 76593 Gernsbach 

 
und 

 
Industriegewerkschaft Bergbau Chemie, Energie, 

Hauptvorstand, Königsworther Platz 6, 30167 Hannover 
 
 
 
vereinbaren den folgenden Tarifvertrag 
 
 
 

„Altersteilzeit und Demografie“ 
 
 

Präambel 
 

Der demografische Wandel in Deutschland wird in den kommenden Jahren als neue Ein-
flussgröße auf den wirtschaftlichen Erfolg der Unternehmen und die Beschäftigungssituation 
der Arbeitnehmer Auswirkungen haben. Indem sich die geburtenstarken Jahrgänge dem 
Rentenalter nähern, nimmt die Zahl der älteren Beschäftigten zu. Gleichzeitig wird sich die 
Anzahl junger Nachwuchskräfte allmählich verringern – eine Folge der gesunkenen Gebur-
tenziffer. 
 
Die Auswirkungen des demografischen Wandels müssen gemeinsam gestaltet werden. Ge-
meinsame Intention und Aufgabe der Sozialpartner der Papier erzeugenden Industrie ist es, 
durch zukunftsfähige Rahmenregelungen eine nachhaltige und vorausschauende Personal-
politik zu ermöglichen, um auch die technischen und organisatorischen Herausforderungen 
zu meistern. Diese berücksichtigt zum einen die Bedürfnisse der Unternehmen nach verän-
derten Personalstrukturen sowie die Interessen der Beschäftigten nach alters- und leis-
tungsgerechten Arbeitsbedingungen sowie flexiblen Übergangsformen in den Ruhestand. 
Bedarfsgerechte betriebliche Lösungen tragen dazu bei, unter den sich weiter wandelnden 
globalen Rahmenbedingungen einen wesentlichen Beitrag zur Sicherung der Wettbewerbs-
fähigkeit und damit der Arbeitsplätze zu leisten. Im Rahmen des gesamten Arbeitslebens 
des Arbeitnehmers soll dies durch verschiedene Instrumente erfolgen, die von den Betriebs-
parteien im Rahmen der tarifvertraglichen Regelungsmöglichkeit ausgestaltet werden. 
 
Gemeinsames Ziel ist es, den demografischen Wandel aktiv zu gestalten mit den unter-
schiedlichen Modulen, die von den Tarifvertragsparteien entwickelt werden. 
 
Dieser Tarifvertrag Altersteilzeit und Demografie sieht unter anderem folgende Instrumente 
vor: 
 

 Lebensarbeitszeit 

 Altersvorsorge 

 Gesundheitsmanagement 

 Altersteilzeit  
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§ 1  
Geltungsbereich 

 
1. Räumlich: 
 
Das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland. 
 
2. Fachlich: 
 
Die Betriebe der Papier, Pappe, Zellstoff und Holzstoff erzeugenden lndustrie einschließlich 
ihrer Verarbeitungsabteilungen und ihrer Hilfs- und Nebenbetriebe, die in räumlicher Verbin-
dung mit dem Hauptbetrieb stehen, sowie die Betriebe der sonst von den Vertragspartnern 
erfassten Industriezweige einschließlich der Hilfs- und Nebenbetriebe sowie der Montage-
stellen. 
 
3. Persönlich: 
 
3.1. Arbeitnehmer (gewerbliche Arbeitnehmer, kaufmännische und technische Angestellte 

sowie Meister), deren Tätigkeiten in den bezirklichen Lohn- und Gehaltsgruppenkata-
logen erfasst sind. 

 
3.2. Ausgenommen sind: 
 

3.2.1. Vorstandsmitglieder, Geschäftsführer von GmbHs, Prokuristen und 
 Handlungsbevollmächtigte, 

 
3.2.2. Angestellte mit Einstellungs- und Entlassungsbefugnis. 

 
 

§ 2  
Mitwirkung des Betriebsrates bei der Demografieanalyse 

 
Die demografiebedingten Herausforderungen für Unternehmen und Beschäftigte können je 
nach Geschäftsfeldern, technologischer Entwicklung, regionalem Umfeld sowie der gegen-
wärtigen Zusammensetzung der Belegschaft unterschiedlich sein. 
 
Die Betriebsparteien vereinbaren auf betrieblicher Ebene, dazu geeignete und angemessene 
Strukturen beziehungsweise personalwirtschaftliche Instrumente zu entwickeln (z. B. Demo-
grafieanalyse) 
 
Die Betriebsparteien müssen bis spätestens 30. Juni eines jeden Jahres die betriebliche 
Diskussion mit der jeweiligen Festlegung der Instrumente beendet haben, welche ab dem 
01.01. des folgenden Jahres zur Anwendung kommen. Wenn betrieblich die Ankündigungs-
frist auf 12 Monate bei der Altersteilzeit  erhöht wurde, erfolgt die Anwendung erst nach dem 
Ende des Folgejahres. Hat man sich nicht auf andere Regelungen verständigt, gilt die Auf-
fangregelung gemäß § 9 dieses Tarifvertrages.  
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§ 3  
Instrumente und Maßnahmen 

 
Auf der Grundlage der in den Gesprächen der Betriebsparteien ermittelten Daten wird ent-
schieden, in welchem Ausmaß und zu welchem Zeitpunkt personalpolitischer Handlungsbe-
darf besteht und welche Maßnahmen ergriffen werden. 
 
Dazu können insbesondere gehören: 
 

 Information der Arbeitnehmer über die demografiebedingten Herausforderun-
gen im Unternehmen durch die Betriebsparteien 

 Stand der Inanspruchnahme / Anträge /Antragsstellung zur Altersteilzeit 

 Förderung der altersgerechten Arbeitszeitflexibilität durch Weiterentwicklung 
der betrieblichen Arbeitzeitmodelle  

 Stärkung der betrieblichen Gesundheitsförderung und des gesundheitsge-
rechten Verhaltens der Beschäftigten  

 Förderung und Forderung einer kontinuierlichen beruflichen Qualifizierung, 
um die Fähigkeiten und Kompetenzen der Arbeitnehmer zu erhalten und zu 
aktualisieren 

 Sicherung der Erfahrungs- und Wissenstransfers im Unternehmen 

 Umsetzung einer familienbewussten Personalpolitik zur Förderung der Ver-
einbarkeit von Beruf und Familie 

 Zuschüsse zu Berufsunfähigkeitsversicherungen 
 
 

§ 4  
Finanzierung 

 
1. Für die Maßnahmen beziehungsweise Instrumente dieses Tarifvertrages stellt der Ar-

beitgeber jährlich ein Finanzierungsvolumen zur Verfügung, das der bisherigen tarifli-
chen jährlichen finanziellen Belastung des Arbeitgebers durch die Altersteilzeit ent-
spricht. Dieses Finanzierungsvolumen bleibt über 2015 hinaus für demografische Maß-
nahmen (insbesondere Altersteilzeit) erhalten. Ab dem Jahr 2016 werden auf der Basis 
der Überforderungsklausel von 5 % gemäß Altersteilzeittarifvertrag vom 01.02.2009 in 
der Fassung vom 17.10.2014 die Mittel unter Berücksichtigung der Tarifentwicklung be-
rechnet. (Basis ab Juni 2013).  

 
Wird in einer freiwilligen Betriebsvereinbarung festgelegt, dass weniger Altersteilzeitver-
hältnisse abgeschlossen werden können als die tarifliche Überforderungsklausel von  
5 % vorsieht, wird das dadurch freiwerdende Finanzierungsvolumen für die demografi-
schen Instrumente zur Verfügung gestellt.  
 
Der Arbeitgeber hat dem Betriebsrat die entsprechenden Unterlagen beziehungsweise 
Berechnungen zur Verfügung zu stellen und Einvernehmen über das finanzielle Volu-
men zu finden. Bei Uneinigkeit wird nach § 9 verfahren. 
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2. Durch freiwillige Betriebsvereinbarung mit Zustimmung der Tarifvertragsparteien kann 
entsprechend § 10 Ziffer 3 ATZ-Tarifvertrag vereinbart werden, dass nur ein teilweiser 
Ausgleich erfolgt insbesondere für Betriebe in wirtschaftlicher Notlage. 

 
 

§ 5 
Betriebliches Gesundheitsmanagement 

 
1. Arbeitgeber und Betriebsrat haben unter Beachtung der einschlägigen Gesetze im Be-

reich Arbeits- und Gesundheitsschutz darauf zu achten, dass Arbeitsräume, Arbeitsplät-
ze, Arbeitsverfahren und Arbeitsabläufe nach gesicherten arbeitswissenschaftlichen Er-
kenntnissen so eingerichtet werden, dass Unfall- und Gesundheitsgefahren soweit wie 
möglich ausgeschlossen sind. 

2. Die Tarifvertragsparteien empfehlen, durch gezielte betriebliche Maßnahmen das Ge-
sundheitsbewusstsein der Arbeitnehmer zu schärfen und Hilfestellungen zu bieten. Sie 
sind sich der Tatsache bewusst, dass in den Unternehmen der Papier erzeugenden In-
dustrie bereits viele, den Arbeitsschutz ergänzende, funktionierende Systeme des be-
trieblichen Gesundheitsmanagements bestehen. 

3. Die Tarifvertragsparteien sind sich dabei darüber einig, dass der Arbeitgeber dem Ein-
zelnen nicht die Verantwortung für den Erhalt oder die Verbesserung seiner Gesundheit 
und Leistungsfähigkeit abnehmen kann. Es können durch die Arbeitgeber ergänzende 
Maßnahmen der Verhaltensprävention angeboten werden: dies sind zum Beispiel Maß-
nahmen zur Verbesserung des Gesundheitsbewusstseins, zur Erhaltung der körperli-
chen Fitness, zur Vorbeugung etwa gegen Zivilisationskrankheiten oder zur Früherken-
nung chronischer Erkrankungen. Die einzelnen Ansätze können dabei nach Kenntnis 
der Handlungsfelder und nach den betrieblichen Möglichkeiten innerhalb der eigenen 
Belegschaft unternehmensindividuell auch in Kooperation zum Beispiel mit Krankenkas-
sen und der Berufsgenossenschaft BG RCI festgelegt werden. 

4. Maßnahmen die sich aus gesetzlichen Verpflichtungen ergeben, können nicht aus dem 
gemäß § 4 festgelegten Volumen finanziert werden. 

 
 

§ 6  
Lebensarbeitszeitkonten 

 
Der bisherige Zeitwertkontentarifvertrag wird durch die nachfolgenden Bestimmungen ab 
01.01.2016 abgelöst. 
 
Durch freiwillige Betriebsvereinbarung kann die Bildung von Lebensarbeitszeitkonten unter 
Beachtung der nachfolgenden Grundsätze vereinbart werden: 
 
1. Als Lebensarbeitszeitkonten gelten Arbeitszeitkonten, die einen Verteilzeitraum von 

über 12 Monaten beziehungsweise 36 Monaten sowie eine Zweckbestimmung im Sinne 
dieser Vorschrift vorsehen, ohne die Möglichkeit der unterjährigen Entnahme auszu-
schließen. Sie setzen eine Regelung zur Insolvenzsicherung voraus, die entweder be-
trieblich oder in einer ausfinanzierten überbetrieblichen Einrichtung erfolgt. Mit Satz 1 
sind nicht gemeint Guthaben auf Arbeitszeitkonten nach § 6 Ziffer 2.1.2 MTV, die zum 
Ausgleich von kurz- oder langfristigen, belegungsbedingten Schwankungen oder Still-
ständen dienen. Dabei kann im Rahmen des § 6 Ziffer 2.1.2 MTV Guthaben aus diesen 
Konten in das Lebensarbeitszeitkonto übertragen werden. 
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2. Die Betriebsvereinbarung regelt, aus welchen tariflichen Ansprüchen Lebensarbeitszeit-
konten gebildet werden können. Hierfür stehen Zeitguthaben gemäß der tariflichen Vor-
schriften, Altersfreizeiten, Mehrarbeit, Mehrarbeitszuschläge, Zulagen und Zuschläge, 
Urlaubsgeld, 13. Monatseinkommen /Jahresabschlussleistung, laufendes Entgelt sowie 
über den gesetzlichen Urlaubsanspruch hinausgehende Urlaubsansprüche zur Verfü-
gung. Auf das Zeitwertkonto können kalenderjährlich maximal 20 % des tariflichen Jah-
reseinkommens übertragen werden. 

3. Der Arbeitnehmer entscheidet nach Maßgabe der Betriebsvereinbarung über die Ein-
bringung. Fällige Ansprüche können nicht eingebracht werden.  

4. Zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer ist über die Freistellung eine Vereinbarung zu 
treffen. In der Betriebsvereinbarung zur Lebensarbeitszeit kann vorgesehen werden, 
dass zur Gestaltung ihrer Dauer ein um bis zu 25 % abweichendes Arbeitsentgelt gere-
gelt werden kann. 

5. Lebensarbeitszeitkonten sind selbständig unter Festlegung der Nutzungszwecke zu 
bilden und in Geld zu führen. 

6. Die freiwillige Betriebsvereinbarung kann unter Berücksichtigung der gesetzlichen Best-
immungen neben Qualifizierung und Freistellung vor Altersrente auch andere Nutzungs-
zwecke, wie zum Beispiel Teilzeit, Altersteilzeit, Pflege- und Elternzeiten vorsehen.  

7. Der Arbeitgeber teilt den Arbeitnehmern schriftlich die zur Insolvenzsicherung der Le-
bensarbeitszeitkonten getroffenen Maßnahmen mit.  

8. Bei einem Wechsel des Arbeitgebers kann das Langzeitkonto übertragen werden, so-
weit der neue Arbeitgeber der Übertragung zustimmt. 

9. Soweit Leistungen von der Höhe der laufenden Monatsbezüge abhängen, sind diese so 
zu bemessen, als sei eine Einbringung in das Langzeitkonto nicht erfolgt.  

10. Insbesondere für kleine und mittlere Unternehmen haben die Tarifvertragsparteien in 
Abstimmung mit den von Ihnen ausgewählten Anbietern ein Standardmodell für die Ein-
führung und Führung von Lebensarbeitszeitkonten zu entwickeln 

11. Kontoführungsgebühren einschließlich Insolvenzsicherungskosten gehen zu Lasten des 
Arbeitgebers. 

12. Die Einbringung von Zeit und Geld erfolgt wertgleich. Die Einbringung von Zeit erfolgt 
dadurch, dass nicht nur die Vergütung für die geleistete Zeit sondern auch im Vorgriff 
auf die spätere Entnahme in der Freizeitphase die anteiligen tariflichen Leistungen wie 
13. Monatseinkommen, Urlaub, Urlaubsgeld und Altersvorsorge inklusive der Papierför-
derung in das Lebensarbeitszeitkonto eingebracht werden. Im Einbringungsjahr erfolgt 
im Hinblick darauf keine Kürzung dieser Leistung. 

Siehe Anlage 1 

13. Mit der Entnahme des vereinbarten Arbeitsentgelts aus dem Lebensarbeitszeitkonto in 
der Freistellungsphase werden die gesetzlichen und tariflichen Vergütungs- und Frei-
stellungsansprüche erfüllt. 

14. Im Übrigen gelten die gesetzlichen Regelungen. 
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15. § 6 Ziffer 2.1.2 MTV wird wie folgt ergänzt: 
 
Die regelmäßige tarifliche oder abweichend festgelegte wöchentliche Arbeitszeit kann 
auch im Durchschnitt eines Verteilzeitraumes von bis zu höchstens 12 Monaten erreicht 
werden. Durch freiwillige Betriebsvereinbarung können Arbeitgeber und Betriebsrat den 
Verteilzeitraum auf bis zu 36 Monate verlängern. Betrieblich kann in einer freiwilligen 
Betriebsvereinbarung festgelegt werden, dass am Ende eines Verteilzeitraums eine An-
zahl von Stunden als Sockel in einen neuen Verteilzeitraum übertragen wird. Das über-
steigende Guthaben wird in Freizeit ausgeglichen, ausbezahlt inklusive des Mehrar-
beitszuschlages (sofern er noch nicht ausbezahlt wurde) oder dieser Betrag wird in ein 
Lebensarbeitszeitkonto überführt. Bei der Überführung in das Lebensarbeitszeitkonto 
wird ein Mehrarbeitszuschlag gewährt, soweit er nicht schon ausbezahlt wurde. Dabei 
ist zu gewährleisten, dass das sozialversicherungsrechtliche Beschäftigungsverhältnis 
fortbesteht. 

 
 

§ 7  
Altersteilzeit 

 
Entscheiden sich die Betriebsparteien für eine Fortsetzung der bisherigen Umsetzung der 
Altersteilzeit im Sinne des Tarifvertrages zur Förderung der Altersteilzeit in der Fassung vom 
26.06.2013, können weitere Instrumente dieses Tarifvertrages nur bei entsprechenden fi-
nanziellen Möglichkeiten, im Sinne von § 4 diesen Tarifvertrages, vereinbart werden. Die 
Betriebsparteien treffen diese Entscheidung gemeinsam im Sinne von § 2 dieses Tarifver-
trages. 
 
In dem ATZ-TV vom 26.06.2013 werden folgende Öffnungsklauseln zur Abweichung durch 
freiwillige Betriebsvereinbarungen eingefügt: 
 

1. In § 2 Absatz 1 kann die Ankündigungsfrist auf bis zu 12 Monate verlängert werden. 

2. In § 2 Absatz 3 in Verbindung mit § 3 Absatz 3 wird ermöglicht, die Vorrangigkeit von 
besonders belasteten Arbeitnehmern über die Schichtarbeit hinaus zu vereinbaren und 
zwar innerhalb beziehungsweise außerhalb der Überforderungsklausel. 

3. In § 4 Ziffer 1 Absatz 2 kann die Dauer auf bis zu 12 Monate verkürzt werden sowie die 
Höchstdauer auf weniger als 6 Jahre festgelegt werden. 

4. Der Altersteilzeittarifvertrag vom 01.02.2009 in der Fassung vom 17.10.2014 wird unter 
Berücksichtigung der vorstehenden Ergänzungen in den Ziffern 1.bis 3. neu ausgefertigt 
und tritt zum 01.01.2016 in Kraft. 

 
 

§ 8  
Tarifliche Altersvorsorge 

 
Die Betriebsparteien können auf Grundlage des Tarifvertrages über Altersvorsorge in der 
Papierindustrie vom 15.05.2007 eine Erhöhung der Papierförderung auf Grundlage von § 4 
dieses Tarifvertrages betrieblich vereinbaren. 
 
 





Anlage 1   Berechnungsbeispiel Lebensarbeitszeitkonto 

Einbringung von Zeit in das Lebensarbeitszeitkonto

Beispiel bei 
einer Arbeitszeit von monatlich jährlich
in Stunden 165,23 1982,76

eingebrachtes Arbeitszeitguthaben (Stunden) 100

Berechnungsgrundlagen:

Vergütung (angenommener Stundenlohn: 10,00 €) monatlich jährlich umgerechnet auf die 
Stunde

Monatslohn 1.652,30 €       19.827,60 €        10,00 €         
13. Monatseinkommen (z.B.: gew. AN; BW) jährlich 1.856,02 €          0,94 €           
Urlaubsentgelt jährlich 2.280,41 €          1,15 €           
Urlaubsgeld jährlich 600,00 €             0,30 €           
Altersvorsorge inkl. Papierförderung 713,55 €             0,36 €           
Jahreseinkommen 25.277,58 €        12,75 €           

daraus ergibt sich ein durchschnittlicher Stundenlohn 12,75 €               

In das Lebensarbeitszeitkonto sind zu übertragen:       
Durchschnittslohn x Stunden*

1.275,00 €       

Entnahme aus dem Lebensarbeitszeitkonto:

In der Freistellung erhält der Mitarbeiter bei einer 
Freistellung von 100 Stunden einen Betrag von:

1.275,00 €          

Der Betrag dient zur Abgeltung 
 % des 

eingebrachen 
Betrags

des Monatslohns (Stundenvergütung) 1.000,00 €          78,43%
des anteiligen 13. ME / JAL 94,00 €               7,37%
des Urlaubs 115,00 €             9,02%
des Urlaubsgeldes 30,00 €               2,35%
der anteiligen Altersvorsorge 36,00 €               2,82%
Auszahlung 1.275,00 €        100,00%

Einbringung von Geld in das Lebensarbeitszeitkonto

Übertragung  eines Geldbetrags in das 
Lebensarbeitszeitkonto*

4.000,00 €       

Entnahme aus dem Lebensarbeitszeitkonto:

In der Freistellung entnimmt der Mitarbeiter einen 
Betrag von:

4.000,00 €          

Damit kann er freigestellt werden unter Bezahlung 
seines durchschnittlichen Stundenlohnes von:

12,75 €               

Freistellungsdauer in Stunden: 313,73

Der Mitarbeiter erhält zur Abgeltung 
 % des 

eingebrachen 
Betrags

der Stundenvergütung (313,7 Stunden) 3.137,25 €          78,43%
des anteiligen 13. ME /JAL 294,90 €             7,37%
des Urlaubs 360,78 €             9,02%
des Urlaubsgeldes 94,12 €               2,35%
anteiliger Altersvorsorge 112,94 €             2,82%
Auszahlung 4.000,00 €        100,00%

*Zusätzlich sind die AG-Sozialversicherungsbeiträge einzubringen.

Das Beispiel ist zur Vereinfachung statisch aufgebaut. Es berücksichtigt nicht Tarifsteigerungen oder die Verzinsung des 
Arbeitszeitkontos. Beides kann Einfluss auf die Dauer der Freistellung haben. 
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